
Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Befreiung von der Vermögensübergangssteuer auf Immobi­
lien komme in erster Linie griechischen Bürgern zugute. Ge­
meinschaftsangehörige, die nicht bereits in Griechenland wohn­
ten, von dieser Befreiung auszuschließen, sei eine Diskriminie­
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit, die den Erwerb einer 
Erstwohnung in diesem Land durch Bürger anderer Mitglied­
staaten erschwere und behindere. Dieses diskriminierende 
Hemmnis werde durch die ausdrückliche Beschränkung der Be­
freiung auf griechische Staatsbürger im Ausland bestätigt und 
verstärkt. 

Diese Maßnahme sei nicht geeignet, den Zugang der Gebiets­
ansässigen zum Eigentum an ihrer Wohnung zu erleichtern, da 
eine entsprechende Verpflichtung zur Nutzung der Immobilie 
fehle. Darüber hinaus erscheine sie unverhältnismäßig, da der 
tatsächliche Wohnsitz durch Erklärungen der Käufer in Verbin­
dung mit Registereintragungen und Kontrollen überprüft wer­
den könne. 

Die ausdrückliche Beschränkung der Befreiung auf Auslandsgrie­
chen könne nicht mit dem Willen, diese zu repatriieren, ge­
rechtfertigt werden, da dieses Ziel dem Grundsatz der Freizügig­
keit widerspreche. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Milano 
(Italien), eingereicht am 12. Mai 2009 — Flos 

SpA/Semeraro Casa e Famiglia SpA 

(Rechtssache C-168/09) 

(2009/C 167/08) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Milano 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Flos SpA 

Beklagter: Semeraro Casa e Famiglia SpA 

Vorlagefragen 

1. Sind die Art. 17 und Art. 19 der Richtlinie Nr. 98/71/EG ( 1 ) 
dahin auszulegen, dass in Anwendung eines nationalen Ge­
setzes eines Mitgliedstaats, der den urheberrechtlichen 
Schutz für Muster und Modelle in Umsetzung dieser Richt­
linie in seine Rechtsordnung aufgenommen hat, die diesem 
Mitgliedstaat eingeräumte Möglichkeit, den Umfang des ur­
heberrechtlichen Schutzes und die Voraussetzungen, unter 
denen dieser Schutz gewährt wird, autonom festzulegen, 
auch den Ausschluss dieses Schutzes in Bezug auf Muster 
und Modelle umfassen kann, die, obwohl sie die für einen 
urheberrechtlichen Schutz geltenden Voraussetzungen erfül­
len, als vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen Bestimmun­
gen, durch die der urheberrechtliche Schutz für Muster und 
Modelle in das nationale Recht aufgenommen wurde, ge­
meinfrei geworden gelten, weil sie nie als Modelle oder 

Muster eingetragen waren oder die betreffende Eintragung 
zu diesem Zeitpunkt bereits erloschen war? 

2. Sind die Art. 17 und Art. 19 der Richtlinie Nr. 98/71/EG 
dahin auszulegen, dass in Anwendung eines nationalen Ge­
setzes eines Mitgliedstaats, der den urheberrechtlichen 
Schutz für Muster und Modelle in Umsetzung dieser Richt­
linie in seine Rechtsordnung aufgenommen hat, die diesem 
Mitgliedstaat eingeräumte Möglichkeit, den Umfang des ur­
heberrechtlichen Schutzes und die Voraussetzungen, unter 
denen dieser Schutz gewährt wird, autonom festzulegen, 
auch den Ausschluss dieses Schutzes in Bezug auf Muster 
und Modelle umfassen kann, die, obwohl sie die für einen 
urheberrechtlichen Schutz geltenden Voraussetzungen erfül­
len, als vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen Bestimmun­
gen, durch die der urheberrechtliche Schutz für Muster und 
Modelle in das nationale Recht aufgenommen wurde, ge­
meinfrei geworden gelten, wenn ein — nicht vom Inhaber 
des Urheberrechts an diesen Mustern und Modellen ermäch­
tigter — Dritter in dem betreffenden Staat bereits nach 
diesen Mustern und Modellen hergestellte Produkte her­
gestellt und vertrieben hat? 

3. Sind die Art. 17 und Art. 19 der Richtlinie Nr. 98/71/EG 
dahin auszulegen, dass in Anwendung eines nationalen Ge­
setzes eines Mitgliedstaats, der den urheberrechtlichen 
Schutz für Muster und Modelle in Umsetzung dieser Richt­
linie in seine Rechtsordnung aufgenommen hat, die diesem 
Mitgliedstaat eingeräumte Möglichkeit, den Umfang des ur­
heberrechtlichen Schutzes und die Voraussetzungen, unter 
denen dieser Schutz gewährt wird, autonom festzulegen, 
auch den Ausschluss dieses Schutzes in Bezug auf Muster 
und Modelle umfassen kann, die, obwohl sie die für einen 
urheberrechtlichen Schutz geltenden Voraussetzungen erfül­
len, als vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen Bestimmun­
gen, durch die der urheberrechtliche Schutz für Muster und 
Modelle in das nationale Recht aufgenommen wurde, ge­
meinfrei geworden gelten, wenn ein — nicht durch den 
Inhaber des Urheberrechts an diesen Mustern und Modellen 
ermächtigter — Dritter in dem betreffenden Staat bereits 
nach diesen Mustern und Modellen hergestellte Produkte 
hergestellt und vertrieben hat und dieser Ausschluss für 
einen erheblichen Zeitraum (zehn Jahre) vorgesehen ist? 

( 1 ) ABl. L 289, S. 28. 

Klage, eingereicht am 13. Mai 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Republik Polen 

(Rechtssache C-172/09) 

(2009/C 167/09) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: P. Dejmek und K. Gawlik) 

Beklagte: Republik Polen
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Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus der Richtlinie 2005/60/EG vom 26. 
Oktober 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanz­
systems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismus­
finanzierung ( 1 ) und aus dem EG-Vertrag verstoßen hat, dass 
sie nicht alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen 
hat, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukom­
men, oder jedenfalls der Kommission ihren Erlass nicht mit­
geteilt hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2005/60/EG sei am 
15. Dezember 2007 abgelaufen. Am Tag der Klageerhebung 
habe die Beklagte indessen noch nicht alle zur Umsetzung der 
Richtlinie erforderlichen Vorschriften erlassen oder sie der Kom­
mission jedenfalls nicht mitgeteilt. 

( 1 ) ABl. L 309, S. 15. 

Klage, eingereicht am 14. Mai 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Republik Polen 

(Rechtssache C-174/09) 

(2009/C 167/10) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: M. Kaduczak und S. Schønberg) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus der Richtlinie 2005/32/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2005 zur Schaf­
fung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen 
an die umweltgerechte Gestaltung energiebetriebener Pro­
dukte ( 1 ) verstoßen hat, dass sie die Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, nicht erlassen oder jedenfalls der Kommis­
sion ihren Erlass nicht mitgeteilt hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2005/32/EG sei am 
11. August 2007 abgelaufen. Am Tag der Klageerhebung habe 

die Beklagte indessen noch nicht alle zur Umsetzung der Richt­
linie erforderlichen Vorschriften erlassen oder sie der Kommis­
sion jedenfalls nicht mitgeteilt. 

( 1 ) ABl. L 191, S. 29. 

Klage, eingereicht am 26. Mai 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Hellenische Republik 

(Rechtssache C-183/09) 

(2009/C 167/11) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: D. Triantafyllou und I. Dimitriou) 

Beklagte: Hellenische Republik 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Hellenische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus Art. 412 Abs. 1 Unterabs. 1 der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ( 1 ) verstoßen 
hat, dass sie nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
erlassen hat, die erforderlich sind, um bestimmten Vorschrif­
ten dieser Richtlinie nachzukommen, oder diese der Kom­
mission jedenfalls nicht mitgeteilt hat; 

— der Hellenischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie 2006/112/EG in das 
innerstaatliche Recht sei am 1. Januar 2008 abgelaufen. 

( 1 ) ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1. 

Klage, eingereicht am 26. Mai 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-184/09) 

(2009/C 167/12) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: E. Adserá Ribera und A. Marghelis) 

Beklagter: Königreich Spanien

DE C 167/6 Amtsblatt der Europäischen Union 18.7.2009


